
Artikel 22

(1) Die Familie ist durch den Staat zu schützen und zu fördern.

(2) Andere Lebensgemeinschaften, die auf Dauer angelegt sind, 
haben Anspruch auf Schutz vor Diskriminierung.

(3) Eltern haben das Recht und die Pflicht zur Erziehung ihrer 
Kinder. Wer Kinder erzieht, hat Anspruch auf angemessene 
staatliche Hilfen und gesellschaftliche Rücksichtnahme. Der 
Staat fördert die Möglichkeit der Erwerbstätigkeit und der beruf­
lichen Bildung Erziehender, insbesondere durch Arbeitszeitrege­
lungen.

(4) Kindern ist durch Gesetz eine Rechtsstellung einzuräumen, 
die ihrer wachsenden Einsichtsfähigkeit durch die Anerkennung 
zunehmender Selbständigkeit gerecht wird.

(5) Kinder genießen staatlichen Schutz vor körperlicher und see­
lischer Vernachlässigung und Mißhandlung. Kinderarbeit ist ver­
boten.

Artikel 23

(1) Das Gemeinwesen achtet das Alter. Es respektiert Behinde­
rung.

(2) Jeder Bürger hat das Recht auf soziale Sicherung gegen die 
Folgen von Krankheit, Unfall, Invalidität, Behinderung, Pflegebe­
dürftigkeit, Alter und Arbeitslosigkeit.

(3) Das Recht wird durch öffentlich-rechtliche Versicherungssy­
steme gewährleistet, an denen teilzunehmen jeder berechtigt 
und verpflichtet ist. Bestandteile der Versicherungssysteme 
sind mindestens die Arbeitslosenunterstützung und eine Alters­
rente für jeden.

(4) Bei besonderen Notlagen besteht ein Anspruch auf Sozial­
fürsorge.

(5) Soziale Sicherung und Sozialfürsorge haben das Ziel, eine 
gleichberechtigte, eigenverantwortliche Lebensgestaltung zu 
ermöglichen. In Heimen stehen den Bewohnern Mitverantwor- 
tungs- und Mitentscheidungsrechte zu.
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